Krisen-Umfrage.

Millionäre zur Kasse!

Mehrheiten in Deutschland, Österreich und der Schweiz lehnen die Wirtschafts- und Finanzpolitik ihrer Regierungen ab. Weil sie die Lasten zur Krisenbewältigung nicht gerecht verteilen und grosse Vermögen nicht stärker besteuern. Das zeigen repräsentative Umfragen, die die Gewerkschaften Verdi (Deutschland), GPA (Österreich)und Unia in Auftrag gegeben hatten. Demnach wollen in Deutschland 83 Prozent, in Österreich 86 und in der Schweiz 76 Prozent eine stärkere Besteuerung von Millionären.
Erbschaftssteuer.
Deutlich über 70 Prozent fordern zusätzlich eine Erbschaftssteuer für grosse Vermögen. In der Schweiz fordert eine Initiative, die Erbschaftssteuer auf nationaler Ebene einzuführen. Infos und Unterschriftenbogen auf www.erbschaftssteuerreform.ch.
92 Prozent in Deutschland, 96 in Österreich und 81 Prozent in der Schweiz lehnen Lohnkürzungen gen ab. Über 80 Prozent in allen Ländern sind gegen weitere Kürzungen der Sozialleistungen. Stattdessen fordern 87 Prozent in Deutschland und der Schweiz sowie 86 Prozent in Österreich Investitionen in Wachstum, Beschäftigung und Bildung. Für eine stärkere Regulierung von Banken und Finanzmärkten sprachen sich 82 Prozent in Deutschland, 86 in Österreich und immer noch 58 Prozent in der Schweiz aus.
Auffällig bei den Schweizer Antworten: Die Kritik an der Krisenpolitik war besonders hoch unter jenen mit einem Einkommen zwischen 9000 und 12000 Franken und unter den 50- bis 74-jährigen. Deutlich mehr Frauen als Männer hielten die Lastenverteilung zur Krisenbewältigung für ungerecht und verlangten eine Erbschaftssteuer für Millionenvermögen. Lohnkürzungen lehnten in der Romandie über 90 Prozent ab, in der Deutschschweiz „nur“ 79 Prozent.
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